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Förderverein Pauluskirchengemeinde Hambach 
 
 

SATZUNG 
 
 
§ 1 Name, Rechtsform, Sitz 
 
(1)  Der Verein trägt den Namen „Förderverein Pauluskirchengemeinde Hambach“ (künftig „der 

Verein“). 

(2)  Er wird in das Vereinsregister eingetragen und führt dann den Zusatz „e. V.“ 

(3)  Der Sitz des Vereins ist Neustadt an der Weinstraße. 
 
§ 2 Zweck des Vereins 
 
(1) Zweck des Vereins ist die finanzielle und ideelle Unterstützung und Förderung der 

protestantischen Pauluskirchengemeinde Hambach, insbesondere zur Unterhaltung des 
Immobilienbestandes einschließlich der Außenanlagen, zur Unterstützung von Kinder- und 
Jugendarbeit sowie der kirchlichen Gemeindearbeit.  

(2) Dieser Zweck soll insbesondere durch die Durchführung von Veranstaltungen verfolgt 
werden. 

(3) Die Durchführung von Baumaßnahmen sowie der Betrieb von Photovoltaikanlagen ist 
ausschließlich Aufgabe der Pauluskirchengemeinde Hambach. 

 
§ 3 Gemeinnützigkeit 
 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und kirchliche Zwecke 

im Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung, § 52 Abs. 2 
Nr. 2, Nr. 4, Nr. 7 und Nr. 25, § 54 AO. 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als Vereinsmitglieder keine Zuwendungen aus 
Mitteln des Vereins. 

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
§ 4 Mitgliedschaft 
 
(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden.  

Beitrittserklärungen sind schriftlich an den/die jeweilige/n Vorsitzende/n zu richten. Über 
die Aufnahme entscheidet der Vorstand. 

(2) Die Mitgliedschaft erlischt durch Austrittserklärung, Ausschluss oder Tod. 

(3) Austrittserklärungen sind schriftlich an den/die jeweilige/n Vorsitzende/n zu richten. Sie 
werden zum Schluss des jeweiligen Kalenderjahres wirksam, wenn die Erklärung vor dem 
31. Oktober des Jahres eingeht. 

(4) Über den Ausschluss eines Mitgliedes entscheidet der Vorstand.  

Der Ausschluss kann aus wichtigem Grund erfolgen, insbesondere wenn das Mitglied 
seinen satzungsmäßigen Verpflichtungen nicht nachkommt oder das Ansehen des Vereins 
schädigt. Vor dem Ausschluss ist dem Mitglied Gelegenheit zu geben, innerhalb eines 
Monats Stellung zu beziehen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen zu 
versehen und dem Mitglied mittels Einwurfeinschreibens bekanntzumachen.  
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(5) Über einen Widerspruch des Mitglieds, der innerhalb eines Monats ab Zugang des 
Ausschließungsbeschlusses schriftlich bei dem/der Vorsitzenden des Vereins eingegangen 
sein muss, entscheidet die Mitgliederversammlung.  
Während des laufenden Widerspruchsverfahrens ruht die Mitgliedschaft. 

Macht das Mitglied von dem Recht auf Widerspruch keinen Gebrauch oder versäumt es 
die Widerspruchsfrist, gilt die Mitgliedschaft mit dem Zugang des Ausschließungs-
beschlusses als beendet. 

Als wichtiger Grund gilt auch, wenn ein Mitglied trotz zweimaliger Mahnung mit der 
Zahlung des Beitrags in Rückstand ist. Der Ausschluss darf in diesem Fall erst 
beschlossen werden, wenn seit der Absendung des zweiten Mahnschreibens drei Monate 
verstrichen sind und die Beitragsschulden nicht vollständig beglichen sind.  

 
§ 5 Mittel des Vereins 
 
(1) Die für die Vereinszwecke erforderlichen Mittel werden durch Mitgliedsbeiträge, 

Sammlungen, Spenden, Überschuss bei Veranstaltungen und sonstige Zuwendungen 
aufgebracht. 

(2) Über die Mindesthöhe und die Fälligkeit des Mitgliedsbeitrages entscheidet die 
Mitgliederversammlung. Jedes Mitglied kann sich in der Beitrittserklärung zur Zahlung 
eines höheren Beitrages verpflichten. 

(3) im Voraus bezahlte Mitgliedsbeiträge sowie etwaige Spenden werden nicht 
zurückerstattet. 

 
§ 6 Organe 
 
Organe des Vereins sind: 
1. Der Vorstand 
2. Die Mitgliederversammlung 
 
§ 7 Der Vorstand 
 
(1) Der Vorstand setzt sich zusammen aus: 

a) dem/der Vorsitzenden, 
b) dem/der Stellvertretenden Vorsitzenden,  

Diese/r kann zugleich mit dem Amt d. Schatzmeisters/in betraut werden. 
c) dem/der Schriftführer/in 
d) dem/der Schatzmeister/in 
e) bis zu drei Beisitzern/Beisitzerinnen 
f) einem vom Presbyterium der Pauluskirchengemeinde Hambach entsandten Mitglied. 

(2) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren 
gewählt. Der Vorstand bleibt auch bei Rücktritt bis zur Neuwahl im Amt. Mit dem Ende 
der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt eines Vorstandsmitglieds. 

(3) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Er ist für alle Angelegenheiten 
des Vereins zuständig, sofern nicht die Satzung Aufgaben ausdrücklich der 
Mitgliederversammlung zuweist. Ihm obliegen insbesondere: 

a) Aufstellung der Jahresberichte und der Jahresrechnung 
b) Festsetzung allgemeiner Richtlinien 
c) Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern 
d) Planung und Durchführung konkreter Projekte. 

(3) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. Hierin wird geregelt: 

- Form, Frist und Turnus der Einberufung des Vorstands im Regel- und Sonderfall, wobei 
mindestens eine Vorstandssitzung jährlich zu erfolgen hat und eine Einberufung des 
Gesamtvorstands auf Verlangen von einem Drittel der Vorstandsmitglieder vorzusehen ist; 
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- die Beschlussfähigkeit des Vorstands, wobei diese immer gegeben ist, wenn mindestens 
die Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend ist und bei Beschlussunfähigkeit eine erneute 
Sitzung bei entsprechendem Hinweis in der Einladung ohne Quorum auch im unmittelbaren 
Anschluss beschlussfähig ist; 

- die Beschlussfassung, wobei grundsätzlich die einfache Mehrheit der Stimmen der 
erschienenen Vorstandsmitglieder genügt, bei einem Stichentscheid der/der Vorsitzenden, 
bei dessen/deren Abwesenheit des/der Stellvertretenden Vorsitzenden. 

(4) Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus deren Wortlaut die gefassten 
Beschlüsse hervorzugehen haben. Sie wird von dem/der Schriftführer/in und dem/der 
Vorsitzenden unterzeichnet. 

 
§ 8 Mitgliederversammlung 
 
(1) Der Mitgliederversammlung obliegen insbesondere: 

1. Wahl der Vorstandsmitglieder und der Kassenprüfer/innen 
2. Beschlussfassung über den Mindestbeitrag oder eine Beitragsordnung 
3. Entgegennahme des Jahresberichts und der Jahresrechnung 
4. Entlastung des Vorstands  
5. Beschlussfassung über geplante Satzungsänderungen  
6. Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 

(2) Die Mitgliederversammlung wird durch den/die Vorsitzenden/e einberufen und geleitet, 
bei dessen/deren Verhinderung durch den/die Stellvertretende/n Vorsitzende/n.  
Sie tritt mindestens einmal jährlich zusammen.  
Sie ist außerdem einzuberufen, wenn mindestens 1/4 der Mitglieder dies verlangen. Die 
Einladung ergeht unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen durch 
Bekanntmachung der Tagesordnung an die Mitglieder via Brief oder E-Mail.  

(3) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann durch Vollmacht 
auf ein anderes Mitglied übertragen werden. 

Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag 
als abgelehnt. Stimmenthaltungen werden nicht berücksichtigt. 
Beschlüsse über die Satzung oder Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von ¾ der 
erschienenen Mitglieder.  

(4) Abstimmungen und Wahlen erfolgen grundsätzlich offen durch Handzeichen. Eine 
schriftliche Abstimmung oder Wahl wird durchgeführt, wenn mindestens drei der 
anwesenden Mitglieder dies verlangen.  

Vorstandsmitglieder sind einzeln zu wählen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der 
abgegebenen Stimmen erhalten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte der Stimmen 
erhalten, so findet zwischen den beiden Kandidaten/innen, die die meisten Stimmen 
erhalten haben, bzw. allen mit gleicher Stimmenzahl, eine Stichwahl statt. 
Davon abweichend können die Beisitzer/innen in einem Wahlgang gewählt werden. 
Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet 
das vom Wahlleiter zu ziehende Los. 

(5) Über die Sitzung der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von 
dem/der Vorsitzenden und dem/der Schriftführerin zu unterzeichnen ist. 

 
§ 9 Vertretung 
 
(1) Der Verein wird vom/von der Vorsitzenden des Vorstands oder dem/der Stellvertretenden 

Vorsitzenden gerichtlich und außergerichtlich vertreten, und zwar einzeln handelnd. 

(2) Der/die Schatzmeister/in ist berechtigt, Spendenbescheinigungen rechtsverbindlich zu 
unterzeichnen. 

 
 



Seite 4 von 4

§ 10 Rechnungsführung und Rechnungsprüfung 
 
(1) Das Rechnungsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 

(2) Für jedes Jahr ist innerhalb von 6 Monaten nach seinem Ablauf vom Vorstand eine 
Jahresrechnung und ein Geschäftsbericht zur Vorlage bei der Mitgliederversammlung zu 
erstellen. Die Jahresrechnung weist alle Einnahmen und Ausgaben nach sachlichen 
Gesichtspunkten geordnet aus. 

(3) Vor der Vorlage bei der Mitgliederversammlung ist die Jahresrechnung durch die 
Rechnungsprüfer/innen zu überprüfen. Die zwei Rechnungsprüfer/innen werden von der 
Mitgliederversammlung gewählt. Nicht gewählt werden kann, wer Mitglied des Vorstands 
ist. 

 
§ 11 Auflösung des Vereins 
 
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur auf einer eigens zu diesem Zweck einberufenen 

Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Viertel der Mitglieder 
anwesend sind. Ist die Versammlung nicht beschlussfähig, erfolgt die Einberufung einer 
zweiten Mitgliederversammlung innerhalb einer Frist von acht Wochen. Diese ist ohne 
Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der 
Einladung hinzuweisen. 

(3) Im Fall der Auflösung des Vereins sind der oder die Vorsitzende des Vorstands und der 
oder die Stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, 
falls die Mitgliederversammlung keine anderen Personen beruft. 

(4) Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt das 
verbleibende Vermögen der Pauluskirchengemeinde Hambach zu, die es unmittelbar 
und ausschließlich für steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden hat.  

(5) Entsprechendes gilt, wenn der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder 
seine Rechtsfähigkeit verliert. 

 
§ 12 Inkrafttreten 
 
Die Satzung wurde bei der Gründungsversammlung am 6. November 2024 in Neustadt an der 
Weinstraße beschlossen und tritt mit der Eintragung des Vereins in das Vereinsregister in 
Kraft. 
 
§ 13 Übergangsvorschrift 
 
Sofern vom Registergericht Teile der Satzung beanstandet werden, ist der Vorstand 
ermächtigt, diese zur Behebung der Beanstandung abzuändern. 
 
 
Neustadt an der Weinstraße den 6. November 2024 


